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Paketstationen 
 

 

Handelt es sich bei einer Paketstation um eine gewerbliche Nutzung? 

Aus planungsrechtlicher Sicht handelt es sich bei einer Paketstation um eine gewerbliche 
Anlage, die in Verbindung mit einem Laden oder einer Postfiliale als Nebenanlage bzw. 
als solitäre Anlage an einem Standort als eigenständige gewerbliche Anlage zu beurteilen 
ist. 

Stand: 20.02.2026  

Kann eine Paketstation als ein Laden zur Deckung des täglichen Bedarfs der 
Bewohner des Gebiets (wie § 3 Abs. 3 BauNVO) eingestuft werden? 

Nein, ein Laden fällt unter das Ladenöffnungsgesetz, da es sich um eine Verkaufsstelle 
handelt. In § 2 Abs. 1 HmbLadÖffG wird definiert, was unter Läden bzw. Verkaufsstellen 
zu verstehen ist. Hier heißt es: 

§ 2 (1)  Verkaufsstellen im Sinne dieses Gesetzes sind insbesondere 

1. Ladengeschäfte aller Art, Apotheken, Tankstellen und Bahnhofsverkaufsstellen, 

2. sonstige Verkaufsstände und -buden, Kioske, Basare und ähnliche Einrichtungen gewerblicher 
Art, falls in ihnen ebenfalls von einer festen Stelle aus ständig Waren zum Verkauf an jedermann 
feilgehalten werden. Dem Feilhalten steht das Zeigen von Mustern, Proben und ähnlichem gleich, 
wenn Warenbestellungen in der Einrichtung entgegengenommen werden. 

Eine Paketstation weist keine Merkmale eines Ladens auf, da nicht von einer festen Stelle 
Waren zum Verkauf an jedermann feilgehalten werden. Das Geschäft wird unabhängig 
von der Paketstation abgewickelt. Hier erfolgt lediglich eine automatisierte Ausgabe an 
einen bestimmten Nutzerkreis, d.h. an Personen, die unabhängig von der Paketstation 
eine Ware angefordert und einen Zugangscode zu Abholung haben. Ob die Ware bezahlt 
wurde oder nicht, spielt dabei keine Rolle; ggf. handelt es sich nicht um eine verkaufte 
Ware, sondern um ein Paket, das unabhängig von einem Kauf zugestellt wird. Somit 
unterliegen Paketstationen, genauso wie Warenautomaten, nicht dem Ladenöffnungs-
gesetz. 

Stand: 20.02.2026  

 
1 Frequently asked questions = häufig gestellte Fragen 
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Wird eine Paketstation als ein nicht störender Gewerbebetrieb eingestuft und ist sie in 
einem allgemeinen Wohngebiet (WA) zulässig? 

Ja, eine Paketstation ist als nicht störender Gewerbebetrieb einzustufen. Eine 
Paketstation ist ausnahmsweise als nicht störender Gewerbebetrieb im Sinne von 
§ 4 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO zulässig.  

Dies wird aus einem Urteil des VG Gelsenkirchen vom 28.11.2017 - 6 K 2894/16 zu einer 
DHL-Packstation deutlich, die in einem unbeplanten Bereich beantragt wurde (die 
Eigenart der Nutzung entsprach nach § 34 Abs. 2 BauGB der eines allgemeinen 
Wohngebiets (WA)): 

„Die DHL-Packstation ist ihrer Art nach ausnahmsweise als nicht störender 
Gewerbebetrieb im Sinne von § 4 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO zulässig. Bei der Beurteilung, ob 
ein Gewerbebetrieb als störend einzustufen ist, kommt es darauf an, ob er nach seiner 
typischen Nutzungsweise gebietsverträglich ist. In diesem Rahmen sind alle mit der 
Zulassung des Gewerbes typischerweise verbundenen Auswirkungen auf die nähere 
Umgebung einzubeziehen, wobei insbesondere die Art und Weise der Betriebsvorgänge, 
der Umfang und die Häufigkeit der Vorgänge, sowie der damit verbundene An- und 
Abfahrtsverkehr und der Einzugsbereich zu berücksichtigen sind. […] 
Bei Berücksichtigung dieser Umstände sind die mit der Packstation verbundenen 
Auswirkungen vorliegend als gebietsverträglich einzustufen. Eine Packstation ist bei 
typisierender Betrachtung in erster Linie dafür bestimmt, der umliegend wohnenden 
Bevölkerung zu ermöglichen, Pakete abzuholen und einzulegen. Der Einzugsbereich und 
der mit dem Betrieb der Station verbundene An- und Abfahrtsverkehr einer solchen Station 
dürfte damit im Regelfall nicht wesentlich über den einer Postfiliale hinausgehen. […] 

Stand: 20.02.2026 

Ist eine Paketstation in einem reinen Wohngebiet (WR) zulässig? 

Nein, eine Paketstation ist einem reinen Wohngebiet nach § 3 BauNVO nicht zulässig, da 
in einem reinen Wohngebiet nur Wohngebäude und Anlagen zur Kinderbetreuung 
zulässig sind.  

Da Paketstationen als nicht störende Gewerbebetriebe einzustufen sind, kann die 
Aufstellung von Paketstationen im reinen Wohngebiet nur mit einer planungsrechtlichen 
Befreiung nach § 31 Abs. 2 BauGB genehmigt werden.   

Stand: 20.02.2026  

Ist für die Aufstellung einer Paketstation ein Genehmigungsverfahren nach HBauO 
erforderlich? 

Paketstationen sind bauliche Anlagen nach § 2 Abs. 1 HBauO. Sie sind nach § 61 HBauO 
i.V. mit der Anlage, Nr. 6 i) verfahrensfrei gestellt, wenn sie eine Bruttogrundfläche von 10 
m² nicht überschreiten und bedürfen keiner Genehmigung der Bauaufsichtsbehörde. 
Inhaltliche Anforderungen, die durch öffentlich-rechtliche Vorschriften an bauliche 
Anlagen gestellt werden, sind dennoch zu beachten. 

Bedarf die Errichtung einer Paketstation einer planungsrechtlichen Ausnahme- oder 
Befreiungsentscheidung nach § 31 BauGB, kann hierfür ein gesonderter 
Abweichungsantrag nach § 67 HBauO bei der zuständigen Bauaufsichtsbehörde gestellt 
werden. Dies gilt auch für Vorhaben im Bereich von Bebauungsplänen alten Baurechts 
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(sog. übergeleitete Bebauungspläne), die einer planungsrechtlichen Befreiung nach § 31 
Abs. 2 BauGB bedürfen. 

Stand: 29.05.2025 


